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Mepha soll verkauft
werden
Der zur Merckle-Gruppe gehörende Schwei-

zer Generikahersteller Mepha mit Sitz in

Aesch BL soll verkauft werden. Das Bank-

haus Rothschild sei damit beauftragt wor-

den, verschiedene Optionen zu prüfen, sag-

te ein Unternehmenssprecher. Der Verkauf

hänge mit der Eigentümerstruktur zusam-

men. Die Familie Merckle halte die Mehr-

heit der Anteile. Das Unternehmen erzielte

im vergangenen Jahr einen Umsatz in

Höhe von 379 Millionen Franken. Neben

Generika stellt Mepha aber auch Original-

präparate zur Behandlung von Malaria her.

Weltweit beschäftigt das Unternehmen

rund 1000 Menschen, davon rund 480 in der

Schweiz. (DPA)

EU Rekordsumme
an Bussen einkassiert
Die EU-Kommission von Präsi-
dent José Manuel Barroso hat
seit 2005 Kartellsünder mit
knapp 10 Mrd. Euro bestraft. Das
ist ein nie dagewesener Rekord.
Wie die Kommission in ihrem
Jahresbericht zur Wettbewerbs-
politik mitteilte, waren unter den
Sündern erste Industrieadressen
wie Eon, Gaz de France, Thys-
sen-Krupp, Hoffmann-La Roche
oder Siemens. Da die EU-Wett-
bewerbshüter in den vergange-
nen Jahren ihren Kurs gegen
Kartelle verschärften, stiegen
auch die Bussgelder wegen un-
erlaubter Preis- oder Konditio-
nenabsprachen. (DPA)

Arpida Restrukturierungsprozess
ist abgeschlossen
Das Baselbieter Biopharmaunternehmen
Arpida durchlebt schwierige Zeiten. Auf-
grund der Kostensparmassnahmen setzte
Arpida im Rahmen der operativen Tätigkeit
gegenüber dem ersten Halbjahr 2008 sub-
stanziell weniger liquide Mittel ein. Per En-
de Juni beliefen sich die liquiden Mittel und
Finanzanlagen auf 22,7 Millionen Franken
gegenüber 38,7 Millionen Franken Ende
2008, wie Arpida mitteilte. Arpida rechnet
zum Jahresende 2009 mit liquiden Mitteln
und Finanzanlagen von etwa 14 Millionen
Franken. Der Restrukturierungsprozess wur-
de im ersten Halbjahr abgeschlossen. Dazu
gehörte die Reduktion des Personalbestan-
des von 78 auf noch 23 Beschäftigte Ende
April. Der Ausbau der kommerziellen Akti-
vitäten wurde eingestellt. (AP)

Air France-KLM Rückzieher bei
der maroden Czech Airlines 
Air France-KLM steigt aus dem Bieterren-
nen um die marode tschechische Flugge-
sellschaft Czech Airlines (CSA) aus. Der
tschechische Finanzminister sei darüber in-
formiert worden, dass sich Air France-KLM
aus dem laufenden Privatisierungsverfah-
ren zurückziehe, teilte der grösste europäi-
sche Luftfahrtkonzern mit. Als Grund nannte
der Lufthansa-Konkurrent die offensichtlich
schwierige Situation von Czech Airlines. An-
gesichts der Wirtschaftskrise könnte CSA
gezwungen sein, sich auf einen unabhängi-
gen Sanierungsplan zu konzentrieren, um
wieder rentabel arbeiten zu können, hiess
es. Das tschechische Finanzministerium er-
klärte, den Privatisierungsprozess trotzdem
fortführen zu wollen. Man werde die Regeln
nicht ändern. (DPA)

Nycomed Gewinn gut
20 Prozent gesunken
Die im Privatbesitz stehende
Pharmagruppe Nycomed hat im
ersten Halbjahr 2009 mit 205,6
Millionen Euro einen um 21,5
Prozent tieferen operativen Ge-
winn gemacht. Unter Aus-
schluss einer 2008 erfolgten Ein-
malzahlung von Sepracor stieg
der Gesamtumsatz um 0,8 Pro-
zent auf 1,614 Milliarden Euro.
Einschliesslich dieser Zahlung
ergibt sich ein Umsatzrückgang
um 5,1 Prozent auf 1,715 Mrd.
Euro. Nycomed habe im ersten
Semester trotz Konjunkturab-
kühlung eine solide Perfor-
mance erzielt, wurde Konzern-
chef Hakan Björklund zitiert. (AP)
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Das Rätsel der
4450 UBS-Kunden
NACH DEM ERFOLG der Schweizer Ver-
handlungsdelegation, der es gelungen ist,
den Rechtsweg unter Schweizer Recht zu
wahren, bleibt die Frage, wie es denn die
UBS rechtfertigen kann, den USA über die
Eidgenössische Steuerverwaltung 4450
Namen zu nennen, die – vermutlich – das
geltende Recht verletzt haben. Offensicht-
lich muss aus Schweizer Sicht ein begrün-
deter Verdacht bestehen, dass diese 4450
Personen Schweizer Recht verletzt haben. 

GRUNDLAGE DAFÜR ist ein gültiges bilate-
rales Abkommen zwischen den USA und
der Schweiz, das 2001 ausgehandelte Qua-
lified Intermediaries Agreement, kurz QI.
In dieser für Banken geltenden Vereinba-
rung ist festgehalten, dass in den USA
steuerpflichtige Personen Vermögen und
Einkünfte deklarieren müssen, wenn es
sich um amerikanische Wertschriften
handelt. Die Bank muss für ihre in den
USA steuerpflichtigen Kunden auf einem
speziellen Formular mit dem Kürzel W9
diese Wertschriften den US-Steuerbehör-
den melden, womit Vermögen und Ein-
künfte ordnungsgemäss versteuert wer-
den. Um diese Deklarationspflicht zu um-
gehen, haben Steuerpflichtige zum Bei-
spiel auf den Cayman Islands Briefkasten-
firmen errichtet, auf welche die Wert-
schriften übertragen wurden. Damit ver-
hindert der Steuerpflichtige, dass er als
wirtschaftlich Berechtigter erscheint und
umgeht damit die Steuern. In diesen Fäl-
len haben die Kundenberater der UBS ent-
weder die Kunden direkt aufgefordert,
sich an Anwälte zu wenden, welche ent-
sprechende Firmenkonstrukte anbieten.
Wurde der Kunde selber aktiv, haben die
Berater zumindest gewusst, dass der US-
Kunde aktiv die Steuern umgeht. Beide
Verhaltensweisen widersprechen dem
Geist des bestehenden QI-Agreements und
können deshalb als aktive oder still-
schweigende Beihilfe zur Steuerumge-
hung betrachtet werden. Das ist zwar
gemäss Schweizer Recht kein Steuerbe-
trug, aber im QI-Agreement wird auch der
Tatbestand «und Dergleichen» erwähnt,
worunter qualifizierte Umgehung ge-
meint ist. Die UBS hat nun diese Fälle aus
den über 50 000 Konten herausgefiltert. 

KRITIKER des neuen Staatsvertrags, wie et-
wa der St. Galler Banker Konrad Hummler,
können ihren Vorwurf, der Bundesrat ha-
be das Bankgeheimnis verraten, nicht auf-
rechterhalten. Der neue Staatsvertrag ver-
letzt das Bankgeheimnis nicht, vielmehr
wird ein bestehendes Spezialabkommen
mit den USA im Sinn seines Geistes ausge-
legt. Klar ist auch, dass die US-Behörden
nun von anderen Banken Informationen
einfordern, sofern der Verdacht besteht,
dass auch sie Kunden empfohlen haben,
Umgehungskonstruktionen zu bauen. Der
Erfolg für die US-Steuerbehörden wird sich
einstellen. US-Steuerpflichtige werden auf-
grund der korrekten Auslegung des Ab-
kommens jetzt eilends ihre Offshore-Kon-
strukte offenlegen. wirtschaft@azag.ch

Solarindustrie zieht nach Asien
Schweizer Unternehmen bleiben gemäss Analysten als Zulieferer gut aufgestellt 

Die Solartechnologie hat sich
aus dem Pionierstadium ver-
abschiedet.Als Folge sinken
die Preise, was westeuropäi-
sche Photovoltaik-Produzen-
ten unter Druck bringt.

NIKLAUS MÄDER

Grosser Bahnhof in der ostdeut-
schen Provinz. In der Lausitz, nahe
der polnischen Grenze, nimmt heu-
te der grösste Solarpark Deutsch-
lands offiziell seinen Betrieb auf.
Zur Eröffnung erwarten die Inves-
toren Aussenminister Frank-Walter
Steinmeier und den brandenburgi-
schen Ministerpräsidenten Mat-
thias Platzeck.

Im Kontrast zu diesem Festakt
steht die Performance der deut-
schen Solarindustrie. So fuhr Q-
Cells, einer der weltweit grössten
Produzenten von Photovoltaik-
zellen, im ersten Halbjahr 2009 ei-
nen operativen Verlust von 48 Mil-
lionen Euro ein. Der Konzern will
nun ältere Produktionslinien still-
legen, 500 Stellen streichen und al-
le Investitionsprojekte überprüfen.

Q-Cells ist beileibe kein Einzel-
fall. Die «Financial Times Deutsch-
land» titelte diese Woche gar: «So-
larindustrie droht der Kollaps.»
Grund für den Einbruch ist nicht
allein die Wirtschaftskrise, die vor

der Solarindustrie nicht Halt
macht und der Branche dieses Jahr
volumenmässig ein Nullwachstum
beschert. Die deutschen Hersteller
kämpfen zusehends auch mit billi-
geren Anbietern aus Asien, insbe-
sondere aus China.

So sind seit Oktober die Preise
für Solarmodule um 20 bis 30 Pro-
zent gesunken, die Industrie spürt
den Margendruck, wie die Bank Sa-
rasin in einer Studie schreibt. UBS-
Analyst Patrick Hummel erwartet,
dass auf nächstes Jahr die Preise
nochmals rund 20 Prozent purzeln.
«Die Chinesen bauen ihre Kapazitä-
ten trotz der Krise weiter aus. Auch
künftig wachsen die Produktions-
kapazitäten stärker als die Nachfra-
ge», begründet Hummel.

Oerlikon mit umstrittenem Projekt
Die Situation der Schweizer Fir-

men schätzen Analysten trotz Krise
besser ein. Grund: Diese produzie-
ren vor allem Maschinen für die
Hersteller von Photovoltaik-Zellen.
Ob sie nach China oder Deutsch-
land liefern, kann ihnen eigentlich
egal sein. Die Berner Gruppe Meyer
Burger etwa verkauft zu 78 Prozent
in Fernost. Solange ihre Kundenbe-
ziehungen im asiatischen Raum
gut bleiben, sieht Hummel solche
Firmen gut aufgestellt.

Probleme ortet Sarasin-Analyst
Matthias Fawer hingegen bei Oerli-
kon Solar an, die zum OC-Oerlikon-
Konzern gehört. Das Unternehmen
nahm letzten Sommer im sankt-
gallischen Trübbach eine Pilotfa-
brik für dünnschichtige Solarzel-
len in Betrieb. «Die heute gebräuch-
liche Silizium-Solarzelle wird als
kostengünstigste Lösung der Stan-
dard bleiben», ist Fawer überzeugt.

Als normaler Prozess angesehen
Allgemein wird die Verlagerung

der Produktion nach Fernost als
normaler Prozess aufgefasst. «Solar-
zellen werden zur Commodity –
zum Massengut –, was die Produk-
tion in Billiglohnländern attraktiv
macht», so Fawer.

Diese Einschätzung teilt die
Branche. «Europa muss die Techno-
logieführerschaft behalten, auf
Massenmärkten hat es keine Chan-
ce», sagt Werner Buchholz, Infor-
mationschef bei Meyer Burger. Dies
gelte auch für die Zulieferer. Meyer
Burger sieht sich durch den jüngs-
ten Zukauf auf dem richtigen Weg.
Vor wenigen Tagen erwarb die
Gruppe die US-Firma «Diamond
Wire Technology», die zum Schnei-
den von Silizium Diamantdraht
einsetzt – eine Akquisition, die
auch Analyst Fawer überzeugt.

Die Gefahr, dass den Zuliefe-
rern billigere Anbieter den Rang ab-
laufen, stuft sein Berufskollege
Hummel gering ein. Der Einsatz
von Qualitätsmaschinen diene
auch als Verkaufsargument für das
Endprodukt. Dies sei von Bedeu-
tung, da die westliche Welt der
Hauptmarkt für Photovoltaikzellen
bleibe.

Was die Analysten für die
Schweizer Zulieferer ebenfalls posi-
tiv stimmt, sind die Erwartungen
für den Gesamtmarkt. In den
nächsten Jahren rechnet Sarasin
mit einer deutlichen Zunahme von
Photovoltaik-Anlagen. Dies würde
auch die Nachfrage nach Produkti-
onsmaschinen weiter anheizen.

PHOTOVOLTAIK-ANLAGE Die asiatischen Unternehmen produzierten im letzten Jahr bereits 65 Prozent aller Solarzellen. FOTOLIA


